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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Stuttgart vom 29.08.2022 wird zurÃ¼ckgewiesen.
AuÃ�ergerichtliche Kosten sind im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten um die GewÃ¤hrung einer Erwerbsminderungsrente.

Die 1964 geborene KlÃ¤gerin ist gelernte Friseurin und war zuletzt bis November
2018 als Montagearbeiterin versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Seitdem ist sie
arbeitslos bzw. arbeitsunfÃ¤hig krank. Bei ihr ist ein GdB von 30 seit 28.01.2015
festgestellt.

Im September 2017 absolvierte die KlÃ¤gerin eine stationÃ¤re orthopÃ¤dische
Rehabilitation in K1, bei der im Entlassbericht ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes mit
diversen qualitativen EinschrÃ¤nkungen bescheinigt wurde. Die Entlassung erfolgte
arbeitsunfÃ¤hig aufgrund der im Vordergrund stehenden psychischen Beschwerden.
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Vom 28.05.2020 bis 09.07.2020 absolvierte die KlÃ¤gerin eine stationÃ¤re
RehabilitationsmaÃ�nahme in der Klinik H1 mit den Diagnosen rezidivierende
depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig schwere Episode ohne psychotische Symptome;
PanikstÃ¶rung (episodisch paroxysmale Angst), Probleme beim Einkaufen und
Verlassen des Hauses; vorwiegend Zwangshandlungen (Zwangsrituale),
Ã¼bertriebene Ordnung zum Abwenden von einer fantasierten Gefahr; chronische
SchmerzstÃ¶rung mit somatischen psychischen Faktoren und rezidivierenden
Schmerzen im RÃ¼cken; Gonarthrose rechts>links, rechts Dauerschmerzen, TEP
geplant; Obstruktives Schlaf-Apnoe-Syndrom (cPAP nicht toleriert), Diabetes Mellitus
Typ Ilb, Bluthochdruck, allergisches Asthma bronchiale, anamnestisch
Bandscheibenschaden der HWS und LWS L5/S1, Hypakusis bds. Im Entlassbericht
vom 17.07.2020 wurde bei erfolgreicher Psychotherapie und orthopÃ¤discher
Behandlung sowie Gewichtsreduktion und regelmÃ¤Ã�iger psychiatrischer
Behandlung innerhalb von 6 Monaten ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r
kÃ¶rperlich leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts
mit diversen qualitativen EinschrÃ¤nkungen bescheinigt, wobei die Entlassung
arbeitsunfÃ¤hig erfolgte.

Am 31.07.2020 beantragte die KlÃ¤gerin die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung. Zur BegrÃ¼ndung gab sie an, ihr falle alles schwer, sie kÃ¶nne
sich zu nichts mehr aufraffen, nicht mehr alleine einkaufen gehen oder Auto fahren.
Sie habe stÃ¤ndig Ã�ngste, Panik, Schmerzen im KÃ¶rper, Suizidgedanken, mÃ¼sse
stÃ¤ndig weinen, leide an Gonarthrose, wobei an beiden Knien eine Operation
geplant sei, Belastungsinkontinenz und Schwindel.

Mit Bescheid vom 05.08.2020 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen Erwerbsminderung ab. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne mit den im Entlassbericht der
Klink H1 genannten Diagnosen noch mindestens 6 Stunden tÃ¤glich unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig sein.

Im darauffolgenden Widerspruchsverfahren lieÃ� die Beklagte die KlÃ¤gerin von B1,
am 03.11.2020 begutachten. In ihrem Gutachten vom 03.11.2020 diagnostizierte
B1 rezidivierende depressive Episoden, gegenwÃ¤rtig anhaltende mittelgradig bis
schwere depressive Episode; chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und
psychischen Faktoren sowie Schlaf-Apnoe-Syndrom. Aus nervenÃ¤rztlicher Sicht
seien der KlÃ¤gerin leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarktes ohne Nachtschichten, ohne hÃ¤ufig wechselnde
Arbeitsschichten, in wechselnder KÃ¶rperhaltung, ohne TÃ¤tigkeiten auf Leitern
oder GerÃ¼sten, ohne TÃ¤tigkeiten, die mit einer das normale MaÃ�
Ã¼bersteigenden geistigen Beanspruchung oder Verantwortung einhergehen, 6
Stunden und mehr arbeitstÃ¤glich zuzumuten. Dringend anzuraten sei eine
Optimierung der Therapie durch eine teilstationÃ¤re oder sogar stationÃ¤re
psychiatrisch-psychotherapeutische Behandlung mit Optimierung der
psychopharmakologischen Behandlungsstrategie. Es sei davon auszugehen, dass
unter einer leitliniengerechten Behandlung mit einer Besserung im Verlauf der
nÃ¤chsten 6 Monate gerechnet werden kÃ¶nne.

Mit Bescheid vom 16.11.2020 bewilligte die Beklagte eine stationÃ¤re
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Anschlussrehabilitation in der B2-Klinik Ã�1, die die KlÃ¤gerin ohne Angabe von
GrÃ¼nden nicht antrat, woraufhin die Kostenzusage mit Bescheid vom 18.02.2021
aufgehoben wurde. In einer sozialmedizinischen Stellungnahme vom 22.02.2021
schloss sich L1 der EinschÃ¤tzung von B1 bezÃ¼glich des LeistungsvermÃ¶gens
der KlÃ¤gerin an.

Mit Widerspruchsbescheid vom 08.04.2021 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Der KlÃ¤gerin seien eine kÃ¶rperlich leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeit
ohne Nachtschichten, ohne hÃ¤ufig wechselnde Arbeitsschichten, ohne Zeitdruck
und ohne Akkord, ohne erhÃ¶hte Anforderungen an die grobe Kraft der Arme, ohne
Ã�berkopfarbeiten, ohne Heben und ohne Tragen sowie ohne Bewegen schwerer
Lasten, ohne OberkÃ¶rpervorneige, ohne Rotationsbelastung der WirbelsÃ¤ule,
ohne hÃ¤ufiges Treppensteigen, ohne TÃ¤tigkeiten auf Leitern oder GerÃ¼sten,
ohne Arbeiten in der Hocke oder im Knien, ohne Umgang mit reizenden Gasen und
DÃ¤mpfen oder StÃ¤uben, ohne auÃ�ergewÃ¶hnlich hohe Anforderungen an das
GehÃ¶r, ohne TÃ¤tigkeiten die mit einer das normale MaÃ� Ã¼bersteigenden
geistigen Beanspruchung oder Verantwortung einhergingen 6 Stunden und mehr
tÃ¤glich zumutbar.

Am 27.04.2021 hat die KlÃ¤gerin Klage beim Sozialgericht Stuttgart (SG) erhoben
und ausgefÃ¼hrt, die sozialmedizinische Beurteilung sei angesichts des
Schweregrades ihrer psychischen Erkrankung nicht nachvollziehbar. Eine Besserung
sei seit der stationÃ¤ren RehabilitationsmaÃ�nahme in H1 trotz durchgefÃ¼hrter
Behandlung nicht eingetreten.

Das SG hat zunÃ¤chst AuskÃ¼nfte der behandelnden Ã�rzte als sachverstÃ¤ndige
Zeugen eingeholt.

Der B3 hat am 15.09.2021 angegeben, dass die KlÃ¤gerin wegen Schwindel,
Tinnitus und Schlafapnoesyndrom in Behandlung sei. Leichte TÃ¤tigkeiten kÃ¶nne
sie ohne EinschrÃ¤nkungen verrichten.

Die H2 hat zunÃ¤chst Angst und Depressive StÃ¶rung gemischt sowie Dysthymie
diagnostiziert. Sie gab in ihrer Auskunft vom 16.09.2021 an, der KlÃ¤gerin sei es
nach dem Suizid ihres Mannes im November 2020 (23.11.2020) zunehmend
schlechter gegangen, so dass am 19.04.2021 die Diagnose schwere Depression
dazu gekommen sei. Die LeistungsfÃ¤higkeit habe zuletzt unter 3 Stunden gelegen.
Die EinschrÃ¤nkung bestÃ¼nde jedoch nur vorÃ¼bergehend, es sei davon
auszugehen, dass in ein bis zwei Jahren wieder eine Besserung eintreten werde.

Der G1 hat am 27.09.2021 mitgeteilt, dass der KlÃ¤gerin mit diversen qualitativen
EinschrÃ¤nkungen leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten 6 Stunden tÃ¤glich mÃ¶glich
seien.

G2 hat am 10.10.2021 angegeben, die KlÃ¤gerin seit 23.10.2019 in 3 bis
4-wÃ¶chentlichen AbstÃ¤nden zu behandeln. Die chronifizierte psychische
Problematik habe sich seit dem Tod ihres Mannes im Herbst 2020 deutlich
verschlimmert. Zahlreiche MaÃ�nahmen hÃ¤tten keine Besserung erbracht,
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weshalb die Prognose eher ungÃ¼nstig sei. Die KlÃ¤gerin scheine nach
psychotherapeutischer EinschÃ¤tzung nicht in der Lage, wieder dauerhaft eine
berufliche TÃ¤tigkeit aufzunehmen.

Das SG hat sodann ein neurologisch-psychiatrisches Gutachten von O1 mit
Untersuchung der KlÃ¤gerin am 21.02.2022 eingeholt. Diese hatte die KlÃ¤gerin
bereits am 27.01.2021 im Rahmen eines Schwerbehindertenverfahrens
begutachtet. In ihrem am 28.06.2022 erstatteten Gutachten hat die
SachverstÃ¤ndige O1 eine chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und
psychischen Faktoren diagnostiziert. Zuletzt habe eine Anpassungsreaktion auf den
Tod des Ehemannes bestanden im Sinne einer Double Depression. Trotz geklagter
Verschlechterung sei keine Intensivierung der BehandlungsmaÃ�nahmen
eingeleitet worden bezÃ¼glich der antidepressiven Medikation. Die KlÃ¤gerin werde
nach Stufe 2 des WHO-Stufenschemas mit den Schmerzmitteln Ibuprofen, Tilidin
und Duloxetin behandelt. Ein multimodales Schmerztherapieprogramm werde nicht
durchgefÃ¼hrt ebenso wie eine ambulante Schmerztherapie, weshalb es
Behandlungsreserven gÃ¤be. Es bestÃ¼nden Diskrepanzen zwischen
Beschwerdeschilderung tatsÃ¤chlicher kÃ¶rperlicher und psychischer
BeeintrÃ¤chtigung und der Untersuchungssituation. Es gebe auch Diskrepanzen
zwischen geschilderten FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen und zu eruierenden
AktivitÃ¤ten des alltÃ¤glichen Lebens. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne ihren Tagesablauf
strukturieren und verfÃ¼ge Ã¼ber soziale und Alltagskompetenzen. Die emotionale
Belastbarkeit sei eingeschrÃ¤nkt. Die Gutachterin hat die KlÃ¤gerin in der Lage
gesehen, leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes 6
Stunden und lÃ¤nger mit diversen qualitativen EinschrÃ¤nkungen auszufÃ¼hren. Es
sei durch den Suizid des Ehemannes im November 2020 zu einer Verschlechterung
der Befundlage gekommen, die sich mittlerweile gebessert habe. Das von H2
angegebene schwer depressive Bild nach Trauerreaktion zeige sich bei der jetzigen
Begutachtung nicht mehr.

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten zur beabsichtigten Verfahrensweise hat das SG die
Klage mit Gerichtsbescheid vom 29.08.2022 abgewiesen. Es hat ausgefÃ¼hrt, die
LeistungseinschÃ¤tzung der SachverstÃ¤ndigen O1 sei nachvollziehbar. Die
KlÃ¤gerin habe sich bei der Begutachtung wach und orientiert mit ungestÃ¶rter
Aufmerksamkeit und KonzentrationsfÃ¤higkeit und ungestÃ¶rter Auffassungsgabe
gezeigt. Die Mnestik sei regelrecht gewesen, formalen oder inhaltlichen
DenkstÃ¶rungen hÃ¤tten sich nicht gezeigt. In Antrieb und Motorik habe sich ein
etwas gebundenes Bild dargestellt. Das Sprechen sei ungestÃ¶rt gewesen. Affektiv
habe eine unterschwellig gereizte KlÃ¤gerin mit einer Neigung zum Lamentieren
imponiert. Es hÃ¤tten sich dysthymneurasthene ZÃ¼ge gezeigt. Die KlÃ¤gerin sei
etwas â��verhangenâ�� gewesen. Zu konstatieren sei eine eher reduzierte
Krankheitseinsicht und Therapiemotivation. Es habe sich ein ambivalentes
Verdeutlichungsverhalten und ein Versorgungswunsch gefunden. Die Untersuchung
habe keine hirnorganischen EinschrÃ¤nkungen oder krankheitswertige kognitive
Defizite gezeigt. Die orientierende neurologische Untersuchung habe einen
Normalbefund ergeben. Es hÃ¤tten sich Diskrepanzen zwischen
Beschwerdeschilderung und tatsÃ¤chlicher kÃ¶rperlicher und psychischer
BeeintrÃ¤chtigung in der Untersuchungssituation sowie zwischen den feststellbaren
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FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu geschilderten AktivitÃ¤ten des alltÃ¤glichen
Lebens gezeigt. Es bestehe die MÃ¶glichkeit, TherapiemaÃ�nahmen und
EigenaktivitÃ¤ten zur Beschwerdelinderung zu erweitern. Auf orthopÃ¤dischem
Fachgebiet ergÃ¤ben sich aus den vorliegenden Angaben und Befunden nur
qualitative EinschrÃ¤nkungen. Ebenso ergÃ¤ben sich aus den zuletzt vorgelegten
internistischen und orthopÃ¤dischen Ã¤rztlichen Unterlagen keine quantitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen.

Die KlÃ¤gerin hat gegen den ihrem BevollmÃ¤chtigten am 29.08.2022 zugestellten
Gerichtsbescheid am 08.09.2022 Berufung beim Landessozialgericht Stuttgart (LSG)
eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat sie geltend gemacht, dass bei ihr eine
Polyneuropathie vorlÃ¤ge. Die dadurch bedingte EinschrÃ¤nkung der
LeistungsfÃ¤higkeit sei nicht hinreichend abgeklÃ¤rt, weshalb eine neurologische
Begutachtung erforderlich sei. Zudem sei bei der KlÃ¤gerin ein klarzelliges
Nierenzellkarzinom rechts diagnostiziert und am 04.08.2022 operativ behandelt
worden. DarÃ¼ber hinaus leide sie an Diabetes mellitus Typ II, der bereits zu einer
diabetischen Nephropathie, einer Steatosis hepatis Grad III und einer
Polyneuropathie gefÃ¼hrt habe. Dazu legte die KlÃ¤gerin einen Entlassbrief der
urologischen Klinik des Klinikums S1 vom 22.09.2022 Ã¼ber einen stationÃ¤ren
Aufenthalt vom 03.08. bis 12.08.2022 vor.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgericht Stuttgart vom 29.08.2022 aufzuheben und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 05.08.2020 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 08.04.2021 zu verurteilen, an die KlÃ¤gerin eine Rente
wegen voller, hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angegriffene Entscheidung fÃ¼r zutreffend und hat auf eine
sozialmedizinische Stellungnahme von N1 vom 16.10.2022 verwiesen. Zudem hat
die Beklagte eine Rentenauskunft vom 16.02.2023 vorgelegt, aus der sich ergibt,
dass die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen letztmalig bei einem
Leistungsfall am 31.08.2022 erfÃ¼llt sind.

Das Verfahren ist mit den Beteiligten am 15.02.2023 nichtÃ¶ffentlich erÃ¶rtert
worden.

Der BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin hat das Gutachten der SachverstÃ¤ndigen O1
vom 22.04.2021 mit Untersuchung am 27.01.2021 vorgelegt, welches vom
Sozialgericht Stuttgart im Rahmen des Verfahrens S 7 SB 6425/18 Ã¼ber die HÃ¶he
des GdB der KlÃ¤gerin eingeholt worden war. Darin hat die Gutachterin Zeichen
einer peripheren Polyneuropathie und Wurzelreizzeichen beim L5 beschrieben, die
bisher nicht zu einer BeeintrÃ¤chtigung des Gangbildes gefÃ¼hrt hÃ¤tten. Dadurch
sei die BalancierfÃ¤higkeit beeintrÃ¤chtigt und Zwangshaltungen auszunehmen. Im
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psychischen Befund habe sich eine ungestÃ¶rte Aufmerksamkeit und
KonzentrationsfÃ¤higkeit ohne formale oder inhaltliche DenkstÃ¶rungen gezeigt.
Die KlÃ¤gerin habe sich freundlich und zugewandt mit erhaltener
SchwingungsfÃ¤higkeit gezeigt. Die Gutachterin hat ein Verdeutlichungsverhalten
sowie Versorgungswunsch festgestellt. Auf psychischem Fachgebiet hat die
Gutachterin eine Double Depression, aktuell Ã¼berlagert von einer
Anpassungsreaktion diagnostiziert.

Der BevollmÃ¤chtigte hat ferner einen Bericht Ã¼ber eine Untersuchung im
Schlaflabor vom 19.03.2023 bis 21.03.2023 vorgelegt.

Mit Schriftsatz vom 18.04.2023 bzw. 20.04.2023 haben die Beteiligten einer
Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung zugestimmt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts sowie des weiteren Vorbringens
der Beteiligten wird auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge sowie die
Verwaltungsakten der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und fristgerecht eingelegte
Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber die der Senat gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGG mit
EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entschieden hat, ist
gemÃ¤Ã� Â§Â§Â 143, 144 SGG zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Der
streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid der Beklagten vom 05.08.2020 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 08.04.2021 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf Rente
wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung. Der angefochtene
Gerichtsbescheid des SG ist nicht zu beanstanden.

GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) haben Versicherte
bis zur Vollendung der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung, wenn sie teilweise erwerbsgemindert sind (Satz 1 Nr. 1), in den
letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge
fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben (Satz 1 Nr. 2) und vor
Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben (Satz 1 Nr.
3). Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein (Satz 2). Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung
haben â�� bei im Ã�brigen identischen Tatbestandsvoraussetzungen â��
Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit
auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs.
2 Satz 2 SGB VI). Bei einem LeistungsvermÃ¶gen, das dauerhaft eine
BeschÃ¤ftigung von mindestens sechs Stunden tÃ¤glich â�� bezogen auf eine
FÃ¼nf-Tage-Woche â�� ermÃ¶glicht, liegt keine Erwerbsminderung im Sinne des Â§
43 Abs. 1 und Abs. 2 SGB VI vor. Dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
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berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Abs.Â 3 SGB VI).

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben hat die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung
einer Rente wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung. Der Senat ist davon
Ã¼berzeugt, dass die KlÃ¤gerin trotz ihrer gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen in
der Lage ist, kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes unter
den in den SachverstÃ¤ndigengutachten genannten qualitativen EinschrÃ¤nkungen
mindestens 6 Stunden tÃ¤glich zu verrichten.

Die KlÃ¤gerin leidet hauptsÃ¤chlich an GesundheitsstÃ¶rungen auf psychiatrischem
Gebiet. Dies entnimmt der Senat den Angaben der behandelnden Ã�rzte, dem
Bericht Ã¼ber die stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme vom 28.05.2020 bis
09.07.2020 in der Klinik H1, dem Verwaltungsgutachten von B1 vom 03.11.2020
und dem Gutachten der SachverstÃ¤ndigen O1 vom 22.04.2021 im
Schwerbehindertenverfahren, welche der Senat im Wege des Urkundsbeweises
verwertet, sowie dem Gerichtsgutachten der SachverstÃ¤ndigen O1 vom
28.06.2022. In sÃ¤mtlichen Berichten und Gutachten sind Ã¼bereinstimmend die
psychiatrischen Erkrankungen der KlÃ¤gerin als fÃ¼hrend angesehen worden.
Danach liegen bei der KlÃ¤gerin eine rezidivierende depressive StÃ¶rung sowie eine
somatoforme SchmerzstÃ¶rung vor.

Der Senat geht in Ã�bereinstimmung mit der EinschÃ¤tzung von B1 und der
SachverstÃ¤ndigen O1 aufgrund dieser GesundheitsstÃ¶rungen von einem
LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten von
wenigstens 6 Stunden tÃ¤glich aus. Bei den Begutachtungen haben sich keine
kognitiven Defizite der KlÃ¤gerin gezeigt. Das Denken ist jeweils geordnet, die
KonzentrationsfÃ¤higkeit ungestÃ¶rt gewesen. Bei der Begutachtung durch B1 am
03.11.2020 war eine deutliche depressive AffektivitÃ¤t mit mÃ¤Ã�iger
BeeintrÃ¤chtigung der VitalgefÃ¼hle sowie eine leichtere bis mÃ¤Ã�ige Einengung
der emotionalen SchwingungsfÃ¤higkeit vorhanden. Bei der ersten Begutachtung
durch die SachverstÃ¤ndige O1 im Januar 2021 haben ebenfalls keine
DenkstÃ¶rungen oder StÃ¶rung der Konzentration bestanden. In Antrieb und
Motorik hat sich ein etwas gebundenes Bild gezeigt mit erhaltener
SchwingungsfÃ¤higkeit. Akut ist die KlÃ¤gerin bei dieser Untersuchung belastet
gewesen durch den kurz vorher erfolgten Suizid ihres Mannes. Bei der zweiten
Begutachtung durch die SachverstÃ¤ndige O1 haben sich bei etwas gebundenem
Antrieb und Motorik bei sonst ungestÃ¶rtem Denken und ungestÃ¶rter
KonzentrationsfÃ¤higkeit dysthym-neurastische ZÃ¼ge gezeigt mit reduzierter
Krankheitseinsicht und ambivalenter Therapiemotivation bei bestehendem
Versorgungswunsch. Die KlÃ¤gerin ist in der Lage, ihren Tagesablauf zu
strukturieren und hat noch soziale und Alltagskompetenzen. Soweit die
behandelndeÂ  H2 in ihrer Auskunft von einer LeistungsfÃ¤higkeit von unter 3
Stunden ausgegangen ist, hat sie dies mit einer nach dem Suizid des Ehemannes
vorliegenden schweren Depression begrÃ¼ndet. Sie ist jedoch davon ausgegangen,
dass diese EinschrÃ¤nkung nur vorÃ¼bergehend sei. Damit Ã¼bereinstimmend hat
die SachverstÃ¤ndige O1 bei ihrer Begutachtung am 21.02.2022 eine Besserung
der Befunde festgestellt. FÃ¼r den Senat steht damit fest, dass die KlÃ¤gerin durch
den Tod ihres Mannes nur eine vorÃ¼bergehende Verschlechterung ihrer
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Depression erlitten hat, die keine lÃ¤nger andauernde EinschrÃ¤nkung der
ErwerbsfÃ¤higkeit begrÃ¼ndet.

Zudem hat KlÃ¤gerin ihr Klagebegehren im Berufungsverfahren nicht mehr auf ihre
psychiatrischen Erkrankungen, sondern auf die beginnende Polyneuropathie, das
Nierenzellkarzinom und den Diabetes mellitus Typ II mit Folgeerkrankungen
gestÃ¼tzt, weshalb der Senat davon ausgeht, dass auch fÃ¼r die KlÃ¤gerin die
psychischen BeeintrÃ¤chtigungen bezÃ¼glich einer Verminderung des
LeistungsvermÃ¶gens nicht mehr im Vordergrund stehen.

Das bei der KlÃ¤gerin im August 2022 operierte Nierenzellkarzinom fÃ¼hrt
ebenfalls nicht zu einer EinschrÃ¤nkung des quantitativen LeistungsvermÃ¶gens.
Ausweislich des Entlassberichts des Klinikums S1 vom 22.09.2022 handelt es sich
um einen lokal begrenzten Tumor ohne Befall der Lymphknoten und ohne
Metastasen, der erfolgreich im Gesunden entfernt worden ist, wobei eine
kÃ¶rperliche Schonung der KlÃ¤gerin fÃ¼r 4 bis 6 Wochen empfohlen wurde. Eine
lÃ¤nger als 6 Monate dauernde EinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit ergibt sich
daraus nicht, sondern nur eine vorÃ¼bergehende ArbeitsunfÃ¤higkeit.

Aus der geltend gemachten Polyneuropathie ergibt sich ebenfalls keine relevante
EinschrÃ¤nkung. Bei der Untersuchung 27.01.2021 hat die SachverstÃ¤ndige O1
zwar Zeichen einer peripheren Polyneuropathie gesehen, die jedoch nicht zu einer
BeeintrÃ¤chtigung des Gangbildes fÃ¼hrten. Bei der Untersuchung am 29.04.2022
durch Dres. B4, S2, R1 in B5 wurden im Rahmen der dort durchgefÃ¼hrten
elektrophysiologischen Untersuchung normale Werte festgestellt (Bl. 160 SG-Akte).
Die SachverstÃ¤ndige O1 hatte zuvor bei ihrer Untersuchung am 21.02.2022
ebenfalls einen unauffÃ¤lligen neurologischen Befund erhoben. Soweit die KlÃ¤gerin
im Berufungsverfahren weitere Befundberichte vorgelegt hat ergibt sich daraus
keine andere EinschÃ¤tzung. SÃ¤mtliche Befundberichte beziehen sich auf
Untersuchungen und Feststellungen ab Ende 2022. Zu diesem Zeitpunkt sind jedoch
die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen, die ausweislich der von der
Beklagten vorgelegten Rentenauskunft letztmalig bei einem Leistungsfall am
31.08.2022 vorliegen, nicht mehr erfÃ¼llt, so dass eine Verschlechterung des
Gesundheitszustandes nach diesem Zeitpunkt keine Rolle mehr spielt.

Der Senat ist davon Ã¼berzeugt, dass die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden
BeeintrÃ¤chtigungen nicht zu einer Absenkung des LeistungsvermÃ¶gens selbst
fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten im maÃ�geblichen Zeitraum bis 31.08.2022
auf unter 6 Stunden tÃ¤glich fÃ¼hren. Die EinschrÃ¤nkungen bedingen fÃ¼r leichte
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten lediglich die von der SachverstÃ¤ndigen O1 benannten
qualitativen EinschrÃ¤nkungen, namentlich TÃ¤tigkeiten ohne langes Stehen,
stÃ¤ndig gebeugter Haltung, langes Laufen und Tragen von schweren Lasten von
mehr al 5 kg, ohne langes Sitzen und Zwangshaltungen in Wechselhaltung ohne
Akkord- und FlieÃ�bandarbeiten, ohne Arbeiten an gefÃ¤hrdenden Maschinen und
ohne NachtschichttÃ¤tigkeit.

Bei den beschriebenen LeistungseinschrÃ¤nkungen handelt es sich auch weder um
eine Summierung mehrerer ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen, noch
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liegt eine schwere spezifische Leistungsbehinderung vor, welche ausnahmsweise
â�� trotz vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gens â�� die Pflicht zur Benennung einer
konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit und â�� falls dies nicht mÃ¶glich ist â�� einen
Anspruch auf GewÃ¤hrung von Rente wegen voller Erwerbsminderung nach sich
ziehen kann (vgl. BSG, Urteil vom 11.12.2019 â�� B 13 R 7/18 R -, juris m.w.Nw.).
Nach Ã�berzeugung des Senats sind die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden
LeistungseinschrÃ¤nkungen weder als ungewÃ¶hnlich noch als schwer zu
bezeichnen.

Der Sachverhalt ist vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rt. Die vorliegenden Ã¤rztlichen
Unterlagen und insbesondere die Gutachten von B1 und der SachverstÃ¤ndigen O1
haben dem Senat die fÃ¼r die richterliche Ã�berzeugungsbildung notwendigen
sachlichen Grundlagen vermittelt (Â§Â 118 Abs. 1 Satz 1 SGG, Â§ 412 Abs. 1 ZPO).

Ein Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit
steht der 1964 geborenen KlÃ¤gerin bereits aufgrund ihres Alters nicht zu (Â§ 240
Abs. 1 SGB VI).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor. Â Â Â 

Â 

Erstellt am: 25.10.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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